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Das nach Peter Hartz benannte Ge-
setzespaket markiert eine Zäsur für die
Entwicklung von Armut bzw. Unterver-

sorgung in Ost- und Westdeutschland. Be-
sonders mit Hartz IV sind Änderungen im Ar-
beits- und Sozialrecht verbunden, die das po-
litische Klima der Bundesrepublik auf Jahr-
zehnte verschlechtern werden. Aus dem
„rheinischen Kapitalismus“, wie ihn die in der
„alten“ Bundesrepublik aufgewachsenen
Menschen als „Soziale Marktwirtschaft“ oder
„Modell Deutschland“ kannten, wird mit Hartz
IV wohl endgültig jener „schweinische Kapita-
lismus“ nach angloamerikanischem Muster,
vor dem man sie immer gewarnt hatte.

Hartz IV bedeutet eine Zäsur 
Durch die Umsetzung des im Vermittlungs-

ausschuss von Bundestag und -rat weiter ra-
dikalisierten Konzepts der sog. Hartz-Kom-
mission (Ausweitung nicht nur „haushaltsna-
her“ Mini-Jobs sowie der Leih- bzw. Zeitar-
beit und der in „Ich-“ bzw. „Familien-AGs“ or-
ganisierten Scheinselbstständigkeit) dürfte
der staatlich geförderte Niedriglohnsektor an
Bedeutung gewinnen. Den armen Erwerbslo-
sen treten noch mehr erwerbstätige Arme zur
Seite. Längst reichen selbst viele Vollzeitar-
beitsverhältnisse nicht mehr aus, um eine Fa-
milie zu ernähren, so dass man Nebenjobs

übernimmt und nach Feierabend bzw. an Wo-
chenenden (schwarz) weitergearbeitet wird.

Ab 1. Januar 2005 müssen Langzeitarbeits-
lose jede Stelle annehmen, auch wenn die
Bezahlung weder tarifgerecht ist noch dem
ortsüblichen Lohn entspricht. Eingerichtet
wurde damit eine Rutsche in die Armut: Nach
Ablauf der auf maximal 18 Monate (bisher: 32
Monate) verkürzten Bezugszeit des Arbeitslo-
sengeldes I erhält man unter bestimmten Be-
dingungen das neue Arbeitslosengeld II, wel-
ches präziser „Sozialhilfe II“ heißen würde,
weil es nicht mehr den Charakter einer Lohn-
ersatzleistung hat, die – wenn auch auf einem
viel niedrigeren Niveau – den früheren Le-
bensstandard erhält, vielmehr den Charakter
einer Fürsorgeleistung, die bloß der Existenz-

sicherung dient, genauso wie das Sozialgeld
für nicht erwerbsfähige Familienangehörige. 

Langzeitarbeitslose müssen für eine
„Mehraufwandsentschädigung“ von 1 oder
2 Euro pro Stunde zusätzliche und im öffentli-
chen Interesse liegende Arbeit leisten, soll ihr
Arbeitslosengeld II nicht zunächst um 30 Pro-
zent sinken und später ganz entfallen. Die
sog. 1-Euro-Jobs dürften auf dem Arbeits-
markt zu einem harten Verdrängungswettbe-
werb nach unten führen. Geringqualifizierte
müssen gewärtigen, dass man sie durch Ar-
beitslosengeld-II-Bezieher/innen ersetzt, was
Auswirkungen auf das gesamte Lohngefüge
haben wird.

Während der Spitzensteuersatz zum 1. Ja-
nuar 2005 noch einmal von 45 auf 42 Prozent

Hilfe zum Lebensunterhalt für mehr als 1 Million Kinder und Jugendliche. Diese „Kinderarmut“
bedeutet den Ausschluss junger Menschen aus vielen Lebenszusammenhängen.
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Hierzulande wachsen heute mehr
Kinder und Jugendliche als noch vor
wenigen Jahren in materieller Not
oder unbefriedigenden Wohn- bzw.
Lebensverhältnissen auf. Von einer
„Infantilisierung der Armut“ (Richard
Hauser) spricht man, weil junge
Menschen die am häufigsten und
am stärksten von Unterversorgungs-
lagen betroffene/bedrohte Alters-
gruppe bilden. Nach den neuesten
Zahlen des Statistischen Bundes-
amtes bezogen Ende 2003 ca. 1,08
Mio. Kinder unter 18 Jahren laufen-
de Hilfe zum Lebensunterhalt. Beim
Sozialhilfebezug existiert eine Dun-
kelziffer, die dafür spricht, andere
Maßstäbe für Armut und Unterver-
sorgung anzulegen. Tut man dies,
sind sogar  2 bis 2,8 Mio. Kinder und
Jugendliche (von insgesamt knapp
15 Mio.) arm, was zu psychosozialen
Belastungen führen kann und den
Ausschluss junger Menschen aus
vielen Lebenszusammenhängen
nach sich zieht.
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sinkt, was Kapitaleigentümer und Großverdie-
ner in Champagnerlaune versetzen dürfte,
macht sich bei prekär Beschäftigten und
Langzeitarbeitslosen, die zur selben Zeit ei-
nen weiteren sozialen Abstieg erleben, Kater-
stimmung breit. Sie haben das Gefühl, von
der Bundesregierung und den Oppositions-
parteien gleichermaßen im Stich gelassen zu
werden.

Zwischen Champagnerlaune
und Katerstimmung

Ohne die Lage zu dramatisieren kann man
prognostizieren, dass es in der Bundesrepu-
blik künftig noch mehr (Kinder-)Armut geben
wird. Dies gilt hauptsächlich für Ostdeutsch-
land, wo sich der neoliberal gestaltete Um-

bzw. Abbau des Sozialstaates noch drasti-
scher auswirkt als in Westdeutschland, weil
die dortigen Familien stärker auf staatliche
Transferleistungen angewiesen sind, um ihren
Lebensunterhalt bestreiten zu können. Nur
wenn eine umfassende Kurskorrektur im Re-
gierungshandeln erfolgt, vermag die Wirt-
schafts- bzw. Sozialpolitik den Trend zur Ex-
klusion eines wachsenden Bevölkerungsteils,
darunter besonders vieler Kinder und Ju-
gendlicher, die außerdem immer weniger be-
rufliche Perspektiven haben, aufzuhalten.

Eine soziale Grundsicherung, wie sie das
Arbeitslosengeld II laut Gesetzestext für Ar-
beitsuchende sein möchte, muss vor Armut
schützen, damit sie diesen Namen verdient.
Das kann man angesichts seiner nur Sozial-
hilfeniveau erreichenden Leistungen (mit ei-
nem Grundbetrag von 345 Euro monatlich für
den Haushaltsvorstand im Westen bzw. 331
Euro im Osten plus Erstattung der Miet- und
Heizkosten einer „angemessenen“ Wohnung)
schwerlich behaupten. Auf zwei Jahre befris-
tete und schon nach einem Jahr auf die Hälfte
sinkende Übergangszuschläge und auf drei
Jahre befristete Kinderzuschläge für Gering-
verdiener in der Höhe von maximal 140 Euro
verhindern nicht, dass Familien, die darauf
zurückgreifen müssen, an den Rand der Ge-
sellschaft gedrängt werden.

Soziale Grundsicherung
sollte vor Armut schützen

Mehr qualifizierte Arbeitsplätze mit ausrei-
chend hohen Löhnen bzw. Gehältern, ein
dichtes Netz öffentlicher Kinderbetreuungs-
einrichtungen und Ganztagsschulen für den
Nachwuchs berufstätiger Eltern bilden den
Schlüssel zur Bekämpfung der Kinderarmut.
Stattdessen bieten die sog. Hartz-Gesetze
bloß „Ich-AGs“ sowie „Mini-“ bzw. „Midi-
Jobs“, von denen man nicht leben und erst

recht keine Familie ernähren
kann, massiven Druck auf Er-
werbslose und ein Arbeitslo-
sengeld II, das ihnen keinerlei
finanziellen Spielraum eröff-
net. Wenn man die Zumutbar-
keitsregelungen verschärft
und die Mobilitätsanforderun-
gen gegenüber (Langzeit-)Ar-
beitslosen erhöht, verschlech-
tern sich außerdem die Chan-
cen für Familien, ein geregel-
tes, nicht durch Zeitdruck
und/oder räumliche Trennung
von Eltern und Kindern beein-
trächtigtes Leben zu führen.
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40 Jahre 
in der GEW

Zum 40-jährigen GEW-Jubiläum gratulieren wir
im November folgenden Kolleginnen und Kolle-
gen und danken für ihre langjährige Mitglied-
schaft:
Peter Buhl (Hude), Klaus Delor (Gifhorn), Frhr.
Peter v. Esebeck (Braunschweig), Erika Haase
(Ganderkesee), Gerhard Herrmann (Steinhorst),
Marlis Imeyer (Wallenhorst), Jürgen Jacob (Lü-
neburg), Heide Kanopka (Uetze), Günter Ko-
schenz (Langen), Rosina Löwer (Rodenberg),
Siegfried Petzke (Uslar), Wilfried Rengelshau-
sen (Hildesheim), Klaus Schlünsen (Sibbesse),
Klaus Schubert (Braunschweig), Helga Wasser-
mann (Stemmen).
Unser Dank gilt außerdem allen Kolleginnen
und Kollegen, deren Mitgliedschaft sich in die-
sem Monat zu einem weiteren Jahr rundet.
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